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24. Zu dem Antrag der Fraktion Die Republikaner
und der Stellungnahme des Innenministeriums –
Drucksache 12/3828
– Folgekosten der Krawalle militanter Kurden

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Fraktion Die Republikaner – Drucksache
12/3828 – für erledigt zu erklären.

29. 03. 2000

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Rech Ruder

B e r i c h t

Der Innenausschuss beriet den Antrag Drucksache 12/3828 in
seiner 29. Sitzung am 29. März 2000.

Ein Abgeordneter der Republikaner bedankte sich eingangs für
die umfangreiche Stellungnahme der Landesregierung zum An-
trag und führte weiter aus, in ihrer Stellungnahme zu Ziffer 4 des
Antrags schreibe die Landesregierung, der Erlass von Kosten-
festsetzungsbescheiden sei noch nicht abgeschlossen, teilweise
seien Bescheide bereits ergangen. Unter Hinweis darauf, dass die
Erarbeitung der Stellungnahme bereits über ein Jahr zurückliege,
fragte er, ob die Kostenfestsetzungsbescheide inzwischen erlas-
sen worden seien und, wenn nein, warum dies noch nicht gesche-
hen sei.

Der Innenminister teilte mit, er habe im Rahmen der Vorberei-
tung auf die Ausschusssitzung am Vortag erfahren, dass bedauer-
licherweise noch keine Kostenfestsetzungsbescheide erlassen
worden seien. Die erwähnte Passage in der Stellungnahme der
Landesregierung zum Antrag sei also insofern nicht ganz zutref-
fend, und dafür entschuldige er sich. Er werde in Bezug auf die
Kostenfestsetzungsbescheide in den nächsten Tagen an den zu-
ständigen Regierungspräsidenten, und zwar den Präsidenten des
Regierungspräsidiums Stuttgart, herantreten.

Ein Abgeordneter der CDU merkte an, die Aufmerksamkeit soll-
te nicht nur auf die Kosten gelenkt werden, sondern auch auf die
Leistungen der Polizei im Sinne einer sinnvollen Deeskalations-
strategie. Wenn die Polizei nicht deeskalierend vorgegangen wä-
re, hätte sich die Situation wesentlich verschärfen können. Ferner
sei anzumerken, dass durch die Krawalle über 50 000 Mehr-
arbeitsstunden angefallen seien und dem Land nicht immer die
erforderlichen Mittel zur Verfügung stünden, auf diese Mehr-
arbeitsstunden entsprechend zu reagieren. 

Der Ausschuss beschloss ohne förmliche Abstimmung, dem
Plenum zu empfehlen, den Antrag für erledigt zu erklären.

12. 04. 2000

Berichterstatter:

Rech

25. Zu dem Antrag der Abg. Gerd Weimer u.a. SPD
und der Abg. Sabine Schlager u. a. Bündnis
90/Die Grünen und der Stellungnahme des Innen-
ministeriums – Drucksache 12/4615
– Einstellung von Betroffenen des Radikalener-

lasses in den Landesdienst

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Gerd Weimer u. a. SPD und der
Abg. Sabine Schlager u. a. Bündnis 90/Die Grünen –
Drucksache 12/4615 – in folgender Fassung zuzustim-
men:

„die Landesregierung zu ersuchen,

alle vom sog. Radikalenerlass Betroffenen nach Einzel-
fallprüfung in den Landesdienst aufzunehmen, soweit
diese aktuell einen Antrag auf Aufnahme stellen. In die
Einzelfallprüfung werden auch die zum Zeitpunkt der
Entfernung aus dem Dienst bzw. der Nichteinstellung
gültigen Kriterien im Rahmen des rechtlich Möglichen
einbezogen.“

29. 03. 2000

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Heinz Ruder

B e r i c h t

Der Innenausschuss beriet den Antrag Drucksache 12/4615 in
seiner 29. Sitzung am 29. März 2000.

Der Ausschussvorsitzende teilte eingangs mit, bei der Druckle-
gung des in Rede stehenden Antrags seien versehentlich die Wor-
te „zu berichten“ in den Antragstext eingefügt worden. Er stelle
klar, dass es sich trotzdem um einen Beschlussantrag handle.

Der Erstunterzeichner von der SPD des Antrags bedankte sich
zunächst dafür, dass der unter Punkt 9 der Tagesordnung aufge-
führte Antrag zu Beginn der Sitzung behandelt werde.

Weiter führte er aus, von Berufsverboten betroffene Menschen
gebe es inzwischen faktisch nur noch in Baden-Württemberg und
Bayern. Die Berufsverbote seien seinerzeit eine Reflexreaktion
des Staates in der Auseinandersetzung im Ost-West-Konflikt in
den Siebziger- und in den Achtzigerjahren gewesen, doch diesen
Konflikt und den kalten Krieg gebe es seit nunmehr 10 Jahren
nicht mehr.

In den neuen Bundesländern würden, wenn er richtig informiert
sei, inzwischen auch Menschen, die vor 1989 Mitglied der SED
oder einer anderen Partei gewesen seien, im öffentlichen Dienst
beschäftigt.

Weiter stellte er klar, er halte Berufsverbote generell für den
falschen Weg der Auseinandersetzung, um zu verhindern, das
Rechts- oder Linksextreme im öffentlichen Dienst ihre Gesin-
nung zum Ausdruck brächten. Um dies zu verhindern, gebe es
wirksamere Möglichkeiten, beispielsweise das Beamtenrecht,
das Disziplinarrecht und andere Bestimmungen im öffentlichen
Dienst.
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Abschließend erklärte er, er appelliere an den Ausschuss, aus den
genannten Gründen im Sinne von Toleranz und Liberalität einen
Schlussstrich unter die Vergangenheit zu ziehen, zumal voraus-
sichtlich weniger als die in der Presse erwähnten 22 Menschen
einen Antrag stellten, in den öffentlichen Dienst übernommen zu
werden, weil sich die damals Abgelehnten eine andere Arbeit
hätten suchen müssen.

Ein Abgeordneter der FDP/DVP merkte an, er halte die Formu-
lierung im Antrag, „alle vom sog. Radikalenerlass Betroffenen in
den Landesdienst aufzunehmen, soweit diese aktuell einen Antrag
auf Aufnahme stellen“, für nicht geeignet, beispielsweise dem
ehemaligen Oberstudienrat aus Weinheim Günter Deckert einen
Eintritt in den öffentlichen Dienst zu verwehren. Er schlage vor,
den Antragsstext durch eine Voraussetzung für die Aufnahme in
den öffentlichen Dienst zu ergänzen, dass sich beispielsweise die
seinerzeitige Prognose des Verfassungsschutzes als nicht richtig
erwiesen haben müsse oder der Antragsteller nicht gegen Gesetze
verstoße bzw. keiner Straftat beschuldigt werde. Er bitte die An-
tragsteller, diesen Vorschlag zu prüfen.

Der Erstunterzeichner von der SPD des Antrags legte dar, er ste-
he Änderungsvorschlägen aufgeschlossen gegenüber, meine je-
doch, dass dem erwähnten Herrn Deckert allein schon auf Grund
des Beamtenrechts eine Aufnahme in den Landesdienst auch
dann verwehrt wäre, wenn der vorliegende Antrag unverändert
beschlossen würde.

Ein Abgeordneter der Republikaner brachte vor, nach Auffas-
sung seiner Fraktion sei der vorliegende Antrag sicher ein Schritt
in die richtige Richtung. Er weise jedoch darauf hin, dass je-
mand, der auf Grund seines Aufnahmeantrags in den öffentlichen
Dienst übernommen worden sei, sich jedoch weiterhin in einer
Weise betätige, die im Sinne des Radikalenerlasses als radikal
bezeichnet werden könne, nach der gegenwärtig geltenden Rege-
lung damit rechnen müsse, dass ihm im weiteren Berufsleben auf
Grund der Überzeugungen, derentwegen er einmal aus dem
Dienst entfernt worden sei, Beförderungen und das weitere Fort-
kommen im Berufsleben verweigert würden.

Die Diskriminierung eines solchen Menschen setze sich, wie
auch der Presse und dem Verfassungsschutzbericht zu entneh-
men sei, also fort, doch der vorliegende Antrag enthalte keine
Regelung, wie mit solchen Menschen in Zukunft verfahren wer-
den solle. In diesem Zusammenhang interessiere ihn, ob die An-
gelegenheit für die Antragsteller erledigt wäre, wenn jemand
zwar eingestellt würde, jedoch, weil er nach wie vor zu seinen
beispielsweise linken Überzeugungen stehe, nicht befördert wür-
de, oder ob die Antragsteller die Auffassung verträten, dass die-
sen Menschen nicht nur die Einstellung in den öffentlichen
Dienst ermöglicht werden sollte, sondern auch ein normaler Be-
rufsgang. Nach Auffassung seiner Fraktion sei es nicht akzepta-
bel, jemanden zwar einzustellen, ihm jedoch Beförderungsmög-
lichkeiten zu verwehren.

Der Innenminister legte dar, die so genannte Regelanfrage werde
seit 1990 nicht mehr durchgeführt und er sei der Auffassung,
dass der Landtag bei rationaler Diskussion durchaus zu einem
großen Konsens in Bezug auf das dem Antrag zugrunde liegende
Thema kommen könnte. Die Landesregierung sei bereit, bei Be-
werbungen Einzelfallprüfungen vorzunehmen.

Konsens bestehe wohl darüber, dass, auch wenn keine Regelan-
frage mehr erfolge, in ein Beamtenverhältnis nur berufen werden
könne, wer die Gewähr dafür biete, dass er jederzeit für die frei-
heitliche demokratische Grundordnung im Sinne des Grundge-

setzes eintrete. Diese Voraussetzung würde beispielsweise eine
Übernahme des bereits erwähnten Mannes in den öffentlichen
Dienst verhindern. Die Frage, ob einem Beamten Beförderungs-
möglichkeiten verwehrt werden könnten, sollte die politische
Diskussion hingegen nicht beherrschen; im Übrigen habe sich
erst kürzlich ein Beamter gegen eine solche Vorgehensweise ge-
wehrt und in zwei Instanzen verloren. Daher sehe er keinen An-
lass, diese Thematik in der laufenden Sitzung weiter zu vertiefen.
In Bezug auf die Festlegung, dass in ein Beamtenverhältnis nur
berufen werden könne, wer die Gewähr dafür biete, dass er jeder-
zeit für die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne
des Grundgesetzes eintrete, unterscheide sich Baden-Würt-
temberg nicht von den anderen Bundesländern. In den neuen
Bundesländern gebe es lediglich die Besonderheit, dass dort zum
Teil eine Regelanfrage bei der Gauck-Behörde vorgesehen sei.
Eine Einzelfallprüfung in Bezug auf das Eintreten für die freiheit-
liche demokratische Grundordnung finde jedoch in allen Bundes-
ländern statt.

Wer früher deshalb nicht in den Staatsdienst eingestellt worden
sei, weil Zweifel aufgetreten seien, ob er die Gewähr dafür biete,
dass er jederzeit für die freiheitliche demokratische Grundord-
nung im Sinne des Grundgesetzes eintrete, habe die Möglichkeit,
sich wieder für den Staatsdienst zu bewerben, und in einem sol-
chen Fall werde es Einzelfallprüfungen geben. Doch wenn er
diese Voraussetzung noch immer nicht erfülle, könne er auch
derzeit nicht eingestellt werden. Auch darüber bestehe im Aus-
schuss wohl Konsens.

Wenn sich derzeit jedoch jemand bewerbe, der diese Vorausset-
zung inzwischen erfülle, dann müsse sich dieser Bewerber aber
in der jeweiligen Wettbewerbssituation gegenüber Mitbewer-
bern, die ihr Examen erst kürzlich abgelegt hätten, vielleicht bes-
sere Noten hätten oder vielleicht in anderer Hinsicht geeigneter
seien, durchsetzen.

Es sei aus seiner Sicht nicht möglich, einen Bewerber, der sich,
weil er vor 20 Jahren die notwendige Voraussetzung nicht erfüllt
habe, in den Staatsdienst zu kommen, erst jetzt bewerbe, in der
Wettbewerbssituation so zu behandeln, als würde er sich nicht
derzeit, sondern vor 20 Jahren bewerben. Doch auch darüber
könne es im Ausschuss bei rationaler Diskussion keinen Dissens
geben.

Ein Abgeordneter der CDU brachte vor, wer seinerzeit abgewie-
sen worden sei, jedoch inzwischen nachweisen könne, dass er
den Grundsatz der Verfassungstreue erfülle, könne durchaus ein-
gestellt werden. Doch in Bezug auf die Einstellungskriterien
werde nicht nur in Baden-Württemberg die Auffassung vertreten,
dass es eine Ungleichbehandlung wäre, wenn im Einzelfall nicht
die derzeitigen Einstellungskriterien, sondern die vor 20 Jahren
gültigen zugrunde gelegt würden. Auch in Schleswig-Holstein
gelte der Grundsatz, dass auch im Interesse der derzeitigen Be-
werber gleiche Maßstäbe für eine Einstellung angelegt werden
müssten und sich früher abgelehnte Bewerber heutigen Kriterien
stellen müssten.

Er fasste zusammen, wer den Grundsatz der Verfassungstreue er-
fülle und sich anhand der derzeit gültigen Einstellungskriterien
gegen Mitbewerber durchsetze, könne eingestellt werden.

Ein Abgeordneter der Republikaner brachte vor, nach seinem
Verfassungsempfinden sei jede berufliche Diskriminierung
wegen einer politischen Meinung, unabhängig davon, ob es sich
um eine linke oder eine rechte Meinung handle, ein Makel, der in
einem Rechtsstaat nicht bestehen bleiben dürfe und zweifellos
korrigiert werden müsse. Überlegungen dergestalt, dass durch
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die Rücknahme einer solchen Entscheidung jemand bevorzugt
werden könnte, halte er in diesem Zusammenhang für nachran-
gig. Entscheidend sei, dass den Menschen, die seinerzeit nur auf
Grund ihrer Meinung aus dem Dienst entfernt worden seien, die
Möglichkeit gegeben werden sollte, wieder in den Dienst zurück-
zukehren, und ein demokratischer Staat sollte so souverän sein,
dass er abweichende Meinungen akzeptiere, sofern sie strafrecht-
lich nicht relevant seien.

Abschließend merkte er an, die Argumentation, weil eine Beför-
derung in der zweiten Instanz verweigert worden sei, brauche die
Beförderungsproblematik in der laufenden Sitzung nicht vertieft
werden, könne er nicht nachvollziehen. Denn auch jemand, der
wegen einer linken Auffassung seinerzeit aus dem Dienst ent-
fernt worden sei, würde, wenn er auf der Grundlage der derzeiti-
gen Rechtslage klagen würde, den Prozess verlieren, und deshalb
sei ein Beschluss des Landtags wie der von den Antragstellern
begehrte sinnvoll. Doch eine solche Beschlussfassung sollte sich
nicht nur auf die Einstellung, sondern auch auf spätere Beförde-
rungen beziehen.

Nach Auffassung seiner Fraktion sollte auch jemand, der eine
Meinung habe, die zwar strafrechtlich nicht relevant sei, aber im
herrschenden Spektrum trotzdem nicht verankert sei, die Mög-
lichkeit haben, befördert zu werden, und deshalb müsse im Zu-
sammenhang mit der Frage der Einstellungen auch die Frage der
Beförderungen diskutiert werden.

Der Erstunterzeichner von der SPD des Antrags erklärte, in den
anderen Bundesländern sei inzwischen davon Abstand genom-
men worden, Bewerber, die früher abgewiesen worden seien,
auch derzeit nicht mehr einzustellen. Er vermute, dass in diesen
Bundesländern jedoch niemand eingestellt worden wäre, wenn
die derzeit gültigen Einstellungskriterien in Bezug auf die Leis-
tung zugrunde gelegt worden wären. Denn in den Siebzigerjah-
ren sei es noch möglich gewesen, mit einer Note von 2,0, 2,5
oder 3,0 in den Staatsdienst übernommen zu werden, doch solche
Noten reichten derzeit für eine Übernahme beispielsweise in den
Schuldienst nicht mehr aus. Er räume ein, dass eine Einstellung
zu den alten Bedingungen unter Wettbewerbsgesichtspunkten
problematisch wäre, doch aus seiner Sicht sollte berücksichtigt
werden, dass diese Menschen seinerzeit nicht wegen ihrer Leis-
tungen, sondern wegen ihrer politischen Einstellung nicht über-
nommen worden seien.

Er bitte die Landesregierung daher, den Grundsatz der Chancen-
gleichheit, den auch er anerkenne, etwas geringer zu gewichten,
sodass die Menschen, die seinerzeit auf Grund einer „Jugend-
sünde“ nicht in den Staatsdienst übernommen worden seien, eine
zweite Chance bekommen könnten, wie es in der überwiegenden
Zahl der Bundesländer bereits geschehe.

Als Kompromissvorschlag biete er an, in die Ziffer 1 des Antrags
vor den Worten „in den Landesdienst aufzunehmen“ die Worte
„nach Einzelfallprüfung“ einzufügen. An der Ziffer 2 des
Antrags hielten die Antragsteller jedoch fest.

Der Innenminister bedankte sich dafür, dass das Thema im Aus-
schuss sehr sachlich diskutiert werde, und führte weiter aus,
wenn das damalige Verhalten oder die damalige Einstellung
eines Bewerbers oder einer Bewerberin rechtmäßigerweise zu
dem Ergebnis geführt habe, dass der Bewerber oder die Bewer-
berin nicht in den Staatsdienst habe eingestellt werden können,
dann gebe es auch derzeit keine Art Folgenbeseitigungsanspruch,
auf Grund dessen für den Bewerber die Notwendigkeit entfallen
würde, sich in der konkreten Wettbewerbssituation gegenüber
Mitbewerbern zu behaupten. Ein Folgenbeseitigungsanspruch

wäre nur dann denkbar, wenn sich der Staat seinerzeit bei der
Ablehnung rechtswidrig verhalten hätte, doch dies sei nicht der
Fall gewesen.

Weiter gebe er zu bedenken, dass, wenn ein seinerzeit abgelehn-
ter Bewerber eingestellt würde, ein dann nicht zum Zuge kom-
mender Bewerber mit besseren Noten gegen die Entscheidung
klagen könnte und eine solche Konkurrentenklage beste Aussich-
ten auf Erfolg hätte.

Daher eröffne das Land seinerzeit abgelehnten Bewerbern die
Möglichkeit einer erneuten Bewerbung und einer Einzelfallprü-
fung, doch diese Bewerber müssten sich in der Wettbewerbs-
situation mit anderen Bewerbern behaupten.

Ein Abgeordneter der FDP/DVP äußerte, die Argumentation des
Innenministers sei rechtlich korrekt, doch faktisch hätte keiner
der Bewerber, um die es im Antrag gehe, die Chance, eingestellt
zu werden, wenn bei der Einstellung nicht die zum Zeitpunkt der
Entfernung aus dem Dienst bzw. der Nichteinstellung gültigen
Kriterien angewandt würden.

Er rege an, für den Antrag eine Formulierung zu suchen, die den Be-
werbern realistische Chancen eröffnen würde, eingestellt zu werden.

Die Erstunterzeichnerin vom Bündnis 90/Die Grünen des An-
trags brachte vor, dem Argument, es müsse auf einen fairen
Wettbewerb geachtet werden, stimme sie zu. Doch ein fairer
Wettbewerb setze gleiche Wettbewerbsbedingungen voraus. Sie
erinnere daran, dass sich die Notendurchschnitte und auch die
Benotungskriterien im Laufe der Zeit geändert hätten. Seinerzeit
sei mancher in dem Wissen, dass beispielsweise 2,2 für eine
Übernahme ausreiche, mit einer solchen Note zufrieden gewe-
sen, hätte sich jedoch, wenn seinerzeit eine bessere Note Einstel-
lungsvoraussetzung gewesen wäre, vielleicht mehr angestrengt
und auch diese bessere Note erreicht. Rückwirkend sei dies je-
doch nicht möglich, und daher kämen diese Menschen nie mehr
in die Situation gleicher Wettbewerbsbedingungen, weil sie nun-
mehr eine Hürde überwinden müssten, von der sie seinerzeit
nichts hätten wissen können.

Ein Abgeordneter der CDU erklärte, die vorgetragenen Argumen-
te, beispielsweise die im Laufe der Zeit veränderten Notendurch-
schnitte oder die Einschätzung, ob das Abitur früher schwerer ge-
wesen sei, könnten aus seiner Sicht im Rahmen der Einzelfallprü-
fung berücksichtigt werden, sodass darauf verzichtet werden
könnte, im Antrag ein Entscheidungskriterium festzulegen.

Daher rege er an, auf die Ziffer 2 des vorliegenden Antrags zu
verzichten und im Wege von Einzelfallentscheidungen sukzes-
sive die Bewerbungen zu bearbeiten. Nach beispielsweise einem
Jahr könnte sich der Landtag darüber informieren lassen, wie
viele Menschen sich beworben hätten und zu welchen Ergebnis-
sen die Einzelfallprüfungen in diesen Fällen geführt hätten.

Abschließend merkte er unter Bezugnahme auf die Wortmeldung
des Abgeordneten der Republikaner an, wenn jemand seinerzeit
nicht eingestellt oder aus dem Dienst entfernt worden sei, sei dies
nicht wegen einer Meinung des Betroffenen erfolgt. Entschei-
dungskriterium sei vielmehr die Verfassungstreue, und diese
Verfahren seien im Übrigen auch juristisch überprüft worden.

Ein Abgeordneter der FDP/DVP legte dar, bei der seinerzeitigen
juristischen Ausbildung sei jedem Absolventen in Abhängigkeit
von der Note eine bestimmte Platzziffer zugeordnet worden und
jeder habe gewusst, dass beispielsweise die ersten 30 % das
Recht hätten, in den Staatsdienst zu kommen.
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Er schlage vor, dies als Einstellungskriterium zu übernehmen
und den Antrag sinngemäß so zu formulieren, dass für jemanden,
der damals die Kriterien, in den Staatsdienst zu kommen, erfüllt
habe, auch heute die Kriterien als erfüllt angesehen würden.

Der Innenminister entgegnete, er könnte die Argumentation sei-
nes Vorredners nur dann akzeptieren, wenn der Bewerber seiner-
zeit die fachlichen Voraussetzungen erfüllt hätte, also beispiels-
weise unter den besten 30 % gewesen wäre, jedoch rechtswidrig
wegen angeblicher, aber nicht vorhandener verfassungsrechtli-
cher Bedenken nicht in den Staatsdienst eingestellt worden wäre.
In einem solchen Fall könnte ein Folgenbeseitigungsanspruch er-
wogen werden, der jedoch zur Folge hätte, dass auch erhebliche
Nachteile in Bezug auf die Versorgung ausgeglichen werden
müssten. Wenn jedoch davon ausgegangen werden müsse, dass
die damalige Entscheidung wegen der verfassungsrechtlichen
Bedenken rechtmäßig erfolgt sei, wäre es rechtlich nicht mög-
lich, einen solchen Folgenbeseitungsanspruch einzuräumen.

Abschließend wiederholte er seine Argumentation in Bezug auf
zu befürchtende Konkurrentenklagen ohne Aussicht auf Erfolg
für das Land.

Ein Abgeordneter der FDP/DVP merkte an, es sei sachlich disku-
tiert worden und es deuteten sich auch Kompromisse an. Daher
werfe er die Frage auf, ob die Beratung des vorliegenden Antrags
unterbrochen werden sollte, um Möglichkeiten für eine Lösung
zu finden, beispielsweise in Bezug darauf, worauf die Einzelfall-
prüfung bezogen werden könnte.

Der Ausschussvorsitzende fasste zusammen, Einigkeit bestehe
darin, dass seit 1990 keine Regelanfragen mehr stattfänden. Fer-
ner bestehe Einigkeit darüber, dass das Einstellungsverfahren auf
der Grundlage von Einzelfallprüfungen nicht zu beanstanden sei.
Zum Einstellungsverfahren liege die Aussage der Landesregie-
rung vor, dass, wenn sich Menschen, die früher auf Grund der
Regelanfrage abgelehnt worden seien, erneut um Eintritt in den
Staatsdienst bemühten, eine Einzelfallprüfung nach den gelten-
den Kriterien vorgenommen werde.

Lediglich in Bezug darauf, ob sich früher abgelehnte Bewerber
nunmehr der Konkurrenz stellen müssten, würden unterschied-
liche Auffassungen vertreten. Die erste laute, dass, wenn seiner-
zeit die Einstellungskriterien erfüllt worden seien, diese Einstel-
lungskriterien auch heute angewandt werden sollten, und dage-
gen stehe die Auffassung, dass Konkurrentenklagen zu befürch-
ten wären, die vermutlich zu einer Niederlage für das Land
führen würden, wenn wegen der Einstellung eines früher abge-
lehnten Bewerbers ein besser beurteilter Bewerber abgelehnt
würde.

Er werfe die Frage auf, ob sich der Ausschuss auf eine modifi-
zierte Ziffer 1 des Antrags verständigen könnte, sodass die Ziffer
2 des Antrags für erledigt erklärt werden könnte, oder ob die Be-
ratung des vorliegenden Antrags unterbrochen werden sollte, um
Einzelfragen zu klären.

Die Erstunterzeichnerin vom Bündnis 90/Die Grünen des An-
trags plädierte dafür, die Ziffer 2 des Antrags entsprechend dem
Vorschlag des Abgeordneten der FDP/DVP insofern zu präzisie-
ren, als der Satz „Das heißt, berücksichtigt werden nur diejeni-
gen, die zum damaligen Zeitpunkt eingestellt worden wären.“ an-
gefügt werde. Verzichtet werden sollte auf die Ziffer 2 des An-
trags nicht, weil wohl kein Bewerber von damals die heutigen
Einstellungskriterien erfüllen würde.

Sie bitte darum, die Ziffer 1 und die ergänzte Ziffer 2 des An-
trags getrennt zur Abstimmung zu stellen.

Der Erstunterzeichner von der SPD des Antrags merkte an, auch
er stimme dem Vorschlag des Abgeordneten der FDP/DVP zu.
Im Übrigen würden auch in anderen Bundesländern die zum
Zeitpunkt der Entfernung aus dem Dienst bzw. der Nichteinstel-
lung gültigen Kriterien angewandt, ohne dass bisher ein Prozess
im angesprochenen Sinne stattgefunden hätte.

Abschließend wiederholte er seinen Vorschlag, in die Ziffer 1
des Antrags vor den Worten „in den Landesdienst aufzunehmen“
die Worte „nach Einzelfallprüfung“ aufzunehmen.

Ein Abgeordneter der CDU erklärte, auch die geänderte Ziffer 2
des Antrags berge das Risiko von Konkurrentenklagen. Er halte an
seiner Anregung fest, im Wege der Einzelfallprüfung zu entschei-
den und die Entscheidungskriterien nicht im Antrag aufzuführen.

Anschließend stellte er klar, eine Bevorzugung früher abgelehn-
ter Bewerber gegenüber heutigen Bewerbern wäre nach seiner
Auffassung nicht zulässig, und er empfehle daher, die Ziffer 2
des Antrags zu streichen.

Unter Bezugnahme auf die Formulierung in der Ziffer 1 des An-
trags „alle vom sog. Radikalenerlass Betroffenen nach Einzelfall-
prüfung in den Landesdienst aufzunehmen, soweit diese aktuell
einen Antrag auf Aufnahme stellen“ merkte er an, diese Formu-
lierung suggeriere, dass ohne Erfüllung weiterer Voraussetzun-
gen automatisch eine Übernahme erfolgte. Er unterstelle jedoch,
dass die Worte „nach Einzelfallprüfung“ als „nach positivem Ab-
schluss der Einzelfallprüfung“ interpretiert werden müssten.

Die Erstunterzeichner des Antrags stimmten dieser Auffassung zu.

Der CDU-Abgeordnete erklärte abschließend, an seinen Beden-
ken gegenüber Ziffer 2 des Antrags, auch in der geänderten Fas-
sung, halte er fest.

Ein Abgeordneter der FDP/DVP teilte mit, Noten hätten damals
eine andere Wertigkeit gehabt als heute. Daher sollte für die Ent-
scheidung, ob ein Bewerber heute in den Staatsdienst übernom-
men werde, maßgeblich sein, ob der Bewerber die Bedingungen
seinerzeit erfüllt habe. Dadurch wäre die Chancengleichheit her-
gestellt. Die Gefahr einer Konkurrentenklage sehe er daher nicht.

Ein Abgeordneter der CDU legte dar, die Festlegung eines Ent-
scheidungskriteriums, wie es mit der Ziffer 2 des Antrags beab-
sichtigt sei, würde im Falle einer Konkurrentenklage Angriffs-
punkte bieten und wäre aus seiner Sicht daher eher negativ. Die
unterschiedlichen Wertigkeiten der Examen damals und heute
müsse das Ministerium neben anderen Kriterien im Rahmen der
Einzelfallprüfung ohnehin berücksichtigen.

Der Innenminister äußerte, wenn die damalige Entscheidung
rechtswidrig gewesen wäre, wäre nichts dagegen einzuwenden,
entsprechend dem Vorschlag des Abgeordneten der FDP/DVP zu
verfahren, weil dann ein Folgenbeseitigungsanspruch bestünde.
Doch es müsse davon ausgegangen werden, dass die damalige
Entscheidung rechtmäßig gewesen sei, und daher bestehe kein
Anlass, davon abzuweichen, dass sich alle Bewerber den derzeiti-
gen Einstellungskriterien stellen müssten. Im Übrigen sei die No-
te zwar immer ein wichtiges Kriterium, aber nicht das alleinige.

Um den früher abgelehnten Bewerbern entgegenzukommen und
ihnen überhaupt eine Einstellungschance zu ermöglichen, sei er
bereit, bei den Vorstellungen des Landes bezüglich des Lebens-
alters der Bewerber Abstriche zu machen, obwohl inzwischen in
der Landesverwaltung eine Verringerung des Altersdurchschnitts
angestrebt werde. Vor einer generellen Entbindung einzelner Be-
werber von der Verpflichtung, die heutigen Einstellungskriterien
zu erfüllen, warne er jedoch.
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Ein Abgeordneter der CDU legte dar, er halte es nicht für sinn-
voll, einen Bewerber, der nach einer erneuten Einzelfallprüfung
die Möglichkeit habe, in den öffentlichen Dienst zu kommen, au-
tomatisch in den Stand zum Zeitpunkt der damaligen Entschei-
dung, ihn nicht in den öffentlichen Dienst zu übernehmen, zu
versetzen. Denn wer vor 20 Jahren sein Examen abgelegt habe,
seit dieser Zeit aber andere Tätigkeiten ausgeführt habe, habe
jeglichen Anschluss an die Entwicklungen auf dem Gebiet der
Pädagogik oder an die juristische Entwicklung verloren.

Auf den Einwurf des Erstunterzeichners von der SPD des An-
trags, wer den Anschluss an die Entwicklung verloren habe, wer-
de sich sicher nicht bewerben, entgegnete er, dies sei nicht aus-
geschlossen, und ein solcher Bewerber sollte bei einer erneuten
Bewerbung nicht in den Stand von vor 20 Jahren versetzt werden.

Weiter führte er aus, wenn jemand beispielsweise in einer Volks-
hochschule in seinem Fach pädagogisch tätig gewesen sei, könne
die Einzelfallprüfung durchaus zu dem Ergebnis kommen, dass
er geeignet sei, in den Schuldienst übernommen zu werden. Wer
sich hingegen auf einem anderen Gebiet beruflich betätigt habe,
sollte nicht automatisch den Anspruch erhalten, nach damaligen
Kriterien behandelt zu werden. Denn dies würde zu Ungerechtig-
keiten gegenüber denen führen, die aktuell versuchten, in den öf-
fentlichen Dienst übernommen zu werden. Doch die vom
FDP/DVP-Abgeordneten angeregte Formulierung des Antrags
ließe genau dies zu.

Abschließend merkte er an, wenn über die Ziffer 2 des vorliegen-
den Antrags in der laufenden Sitzung abgestimmt werden sollte,
würde er um eine kurze Sitzungsunterbrechung bitten, um zwi-
schen den Koalitionsfraktionen einen Kompromiss zu suchen.

Ein Abgeordneter der FDP/DVP warf ein, seine Fraktion habe
der CDU-Fraktion ihre Auffassung schriftlich dargelegt, bisher
jedoch keine Antwort erhalten.

Dieser Auffassung wurde von mehreren CDU-Abgeordneten
widersprochen.

Der FDP/DVP-Abgeordnete fuhr fort, Einigkeit bestehe darin,
dass die damalige Ablehnung der Bewerber nicht rechtswidrig
gewesen sei. Daher seien Nachzahlungen, Versorgungsansprüche
und dergleichen von vornherein ausgeschlossen.

Seiner Fraktion gehe es darum, einem damals abgelehnten
Bewerber, wenn er sich wieder bewerbe, Chancengleichheit ein-
zuräumen. Zwar sei die Note nicht das alleinige Einstellungs-
kriterium, doch es sollte vermieden werden, dass jemand allein
wegen einer im Vergleich zu den heute üblichen Noten zu
schlechten Note, ohne dass andere Ablehnungsgründe vorlägen,
abgelehnt werde. Er sei davon überzeugt, dass eine Antragsfor-
mulierung gefunden werden könnte, die dieser Intention gerecht
werde, und schließe sich daher der Bitte des CDU-Abgeordneten
um eine kurze Sitzungsunterbrechung an.

Der CDU-Abgeordnete und der FDP/DVP-Abgeordnete erhoben
ihre Bitten um Sitzungsunterbrechung zum Antrag, und diesem
wurde ohne förmliche Abstimmung zugestimmt.

Nach einer zehnminütigen Sitzungsunterbrechung schlug ein Ab-
geordneter der FDP/DVP vor, den Antrag Drucksache 12/4615
wie folgt zu ändern:

Der Landtag wolle beschließen,

die Landesregierung zu ersuchen,

alle vom sog. Radikalenerlass Betroffenen nach Einzelfallprü-
fung in den Landesdienst aufzunehmen, soweit diese aktuell

einen Antrag auf Aufnahme stellen. In die Einzelfallprüfung
werden auch die zum Zeitpunkt der Entfernung aus dem
Dienst bzw. der Nichteinstellung gültigen Kriterien im Rah-
men des rechtlich Möglichen einbezogen.

Die Erstunterzeichnerin vom Bündnis 90/Die Grünen des An-
trags merkte an, es bestehe ein großer Unterschied zwischen dem
im Antrag Drucksache 12/4615 verwendeten Wort „anzuwen-
den“ und dem nunmehr vorgeschlagenen Wort „einbezogen“.

Der Erstunterzeichner von der SPD des Antrags erklärte, seine
Fraktion werde dem mündlich eingebrachten Antrag zustimmen,
obwohl dieser aus Sicht der Antragsteller nicht sicherstelle, dass
es tatsächlich zu Einstellungen komme. Er hoffe jedoch, dass es,
wenn der Landtag den mündlich eingebrachten Antrag einmütig
verabschiede, von der Verwaltung richtig verstanden werde.

Ein Abgeordneter der Republikaner legte dar, er bedaure sehr,
dass der Antrag Drucksache 12/4615, der in die richtige Rich-
tung gehe und für den sich eine Mehrheit angedeutet habe, durch
zusätzliche Kriterien verwässert werde. Sowohl in Bezug auf die
Einzelfallprüfung als auch in Bezug auf die einzubeziehenden
Kriterien erscheine ihm der Antragstext zu verwaschen und zu
unscharf, und der eigentliche Signalcharakter, den seine Fraktion
vom Antrag erhofft habe, komme nicht zur Geltung. Seine Frak-
tion werde dem Antrag in der geänderten Fassung daher nicht zu-
stimmen.

Die Erstunterzeichnerin vom Bündnis 90/Die Grünen des An-
trags erkundigte sich danach, ob die unveränderte Ziffer 2 des
Antrags Drucksache 12/4615 mehrheitsfähig wäre.

Mehrere CDU- und ein FDP/DVP-Abgeordneter verneinten dies.

Der Ausschuss beschloss bei zwei Stimmenthaltungen mit allen
übrigen Stimmen, dem Plenum zu empfehlen, dem Antrag
Drucksache 12/4615 in der vom Abgeordneten der FDP/DVP
vorgetragenen geänderten Fassung zuzustimmen.

01. 04. 2000

Berichterstatter:

Heinz

26. Zu dem Antrag der Abg. Julius Redling u. a. SPD
und der Stellungnahme des Innenministeriums –
Drucksache 12/4650
– Notfallversorgung in Tunnels

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Julius Redling u. a. SPD – Drucksa-
che 12/4650 – für erledigt zu erklären.

29. 03. 2000

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Veigel Ruder


